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ARGUMENTATION
Nr.26
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
„Rahmenkleingartenordnung“

Teil I – Grundsätze
Argumentation zur Rahmenkleingartenordnung des 
Landesverbandes Sachsen der Kleingärtner e.V.

Die grundlegenden Regelungen über das Vorhandensein und das Betreiben von Kleingärten in Deutschland sind im Bundeskleingartengesetz geregelt.

Dieses wurde am 28:02.1983 beschlossen und trat in den Ländern der damaligen Bundesrepublik Deutschland am 01.04.1983 in Kraft.

Im Bereich der neuen Bundesländer, also auch im Freistaat Sachsen trat das Bundeskleingartengesetz am 03.10.1990 für Kleingartennutzungsverhältnisse, die vor dem Wirksamwerden des Beitritts begründet wurden und nicht beendet waren, ebenfalls in Kraft (§ 20 a Ziff. 1 BKleingG).

Beim BKleingG handelt es sich, wie der Name schon sagt, um ein Bundesgesetz, das im Bereich der gesamten Bundesrepublik Deutschland anzuwenden ist.

Bereits hieraus resultiert die Notwendigkeit, dass viele Formulierungen im Gesetz so allgemein gehalten sein müssen, dass sie auf alle Pachtverhältnisse in den verschiedenen Bundesländern anwendbar sind.

Insofern müssen die Formulierungen dieses Gesetzes zwangsläufig einen gewissen Allgemeinheits- bzw. Abstraktionsgrad aufweisen, da naturgemäß nicht jeder vorkommende Einzelfall in einem Bundesgesetz geregelt werden kann.

Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit, dass verschiedene Bestimmungen des Gesetzes auf die konkreten Bedingungen des Einzelfalles angewandt werden müssen.

Die Juristen sprechen in diesem Zusammenhang von der Auslegung des Gesetzes.

Der einzelne Kleingärtner, aber auch die Kleingärtnervereine und -verbände stehen also vor der Aufgabe, in ihrem konkreten Handlungsbereich, beginnend also vom Kleingarten über die Kleingartenanlage bis hin zum Verbandsbereich, die allgemeinen Regelungen des Gesetzes konkret anzuwenden.

Für diese konkrete Anwendung stellen die Gartenordnungen ein wesentliches Instrument dar. Mit diesen Gartenordnungen werden in den jeweiligen Bereichen (Kleingartenanlage, Bereich des territorialen Verbandes und Bereich des Landesverbandes) verbindliche Regelungen getroffen, wie das BKleingG konkret anzuwenden ist.

Der Landesverband Sachsen der Kleingärtner e.V. hat sich zu diesem Zweck eine Rahmenkleingartenordnung geschaffen. Diese wurde zunächst durch den Ausschuss des LSK am 12.10.1991 beschlossen und am 06.11.09 durch den Gesamtvorstand des LSK neu gefasst.

Die Neufassung ist am 01.01.2010 in Kraft getreten.

Die Rahmenkleingartenordnung des Landesverbandes Sachsen der Kleingärtner e.V. in der Fassung vom 06.11.2009 gestaltet wesentliche Bereiche des BKleingG für den Bereich des Landesverbandes konkret aus.

So wird in Ziff. 2.2 der Rahmenkleingartenordnung der Begriff der kleingärtnerischen Nutzung aus § 1 Ziff. 1 BKleingG näher definiert.

Auch die Regelung in Ziff. 3 der Rahmenkleingartenordnung (Bebauung im Kleingarten) stellt eine konkrete Ausgestaltung des Gesetzes dar.

Im BKleingG ist zunächst (nur) geregelt, dass in einem Kleingarten eine Laube in einfacher Ausführung mit höchstens 24 m2 Grundfläche einschließlich überdachtem Freisitz zulässig ist.

Die Rahmenkleingartenordnung des LSK regelt nunmehr, dass das Errichten oder Verändern (Erweitern) der Gartenlauben oder anderer Baukörper und baulicher Nebenanlagen in Kleingärten die Zustimmung des dafür zuständigen Verbandes erfordert und verweist auf die jeweilige Bauordnung des Verbandes.

Ferner werden bestimmte Festlegungen, wie Abstandsflächen, Außenmaße und Dachformen der Laube dem Zwischenpächter übertragen, der seinerseits wiederum diese Aufgabe den Vereinen übertragen kann. Geregelt werden auch bauliche Nebenanlagen, wie z.B. das Gewächshaus (Ziff. 3.3 der Gartenordnung), Feuchtbiotope (Ziff. 3.5), Badebecken (Ziff. 3.6) u.a.

Hier setzt die Rahmenkleingartenordnung des LSK (wie der Name schon sagt) bestimmte Rahmen, innerhalb derer die Verbände und Vereine sich bewegen können, ohne das BKleingG zu verletzen.

Konkretisiert werden ferner die Tierhaltung, die Gestaltung von Wegen und Einfriedungen, die Kompostierung und Entsorgung, der Gewässer und Hochwasserschutz sowie der Umweltschutz.

Nicht zuletzt enthält die Rahmenkleingartenordnung bestimmte Regelungen zum Zusammenleben innerhalb der Kleingärtnergemeinschaft, die naturgemäß im BKleingG nicht enthalten sein können.

Diese sind im Wesentlichen unter Ziff. 8 der Rahmenkleingartenordnung enthalten und regeln die persönlichen Arbeitsleistungen, das allgemeine Verhalten in der Kleingartenanlage, die Nutzung von Kraftfahrzeugen in der Kleingartenanlage, die Pflichten des Pächters sowie die Folgen vertragswidrigen Verhaltens.

Die Kleingartenordnungen - insbesondere die Rahmenkleingartenordnung - sind aber noch aus einem anderen Aspekt unverzichtbar für das Kleingartenwesen in den einzelnen Bereichen.

Sie bieten nämlich die Möglichkeiten, auf mögliche Veränderungen in der Umwelt oder aber der Rechtslage zu reagieren.

Beispielhaft wird dies an der Anlage 03 zur Rahmenkleingartenordnung (Neophyten im Kleingarten) deutlich.

In dieser Anlage werden gebietsfremde Arten aufgeführt, deren Anpflanzen bzw. Wachsen lassen im Kleingarten zu erheblichen Problemen führen kann, da sie im Kleingarten nicht immer genug natürliche Konkurrenten oder Feinde haben und so aufgrund schnelleren Wachstums und größerer Widerstandskraft einheimische Pflanzen verdrängen können.

Gerade bei derartigen invasiven Neophyten ist es erforderlich, schnell und unbürokratisch reagieren zu können, d.h., die konkreten Regelungen der jeweiligen Sachlage anzupassen.

Dies ist nach Rahmenkleingartenordnung des LSK unter anderem durch eine Bestimmung unter Ziff. 9 geregelt, wonach der Vorstand des LSK ermächtigt wird, die Anlagen eigenständig zu ergänzen oder zu verändern, wenn die Notwendigkeit dazu besteht. Über die Rahmenkleingartenordnung sowie deren Anlagen besteht also die Möglichkeit, schnell auf bestimmte Veränderungen in der Sach- und Rechtslage zu reagieren und diese verbindlich für das Kleingartenwesen im Freistaat Sachsen zu regeln.

Voraussetzung für Letzteres ist jedoch, dass die Rahmenkleingartenordnung des Landesverbandes sowie die jeweiligen Kleingartenordnungen der territorialen Verbände und Vereine in die Unterpachtverträge einbezogen werden.

Aus diesem Grund regelt der Musterunterpachtvertrag des Landesverbandes Sachsen der Kleingärtner e.V., dass die Rahmenkleingartenordnung des LSK sowie die Gartenordnungen der jeweiligen Verbände und Vereine in der jeweils gültigen Fassung Bestandteil des Unterpachtvertrages sind.

Diese Regelung gibt die Möglichkeit, dass notwendige Änderungen in der Bewirtschaftung der Kleingärten schnell und ohne bürokratischen Aufwand an den einzelnen Kleingärtner verbindlich geregelt werden können und damit das Kleingartenwesen vor Gefahren geschützt werden kann.

In Ziff. 9 der Rahmenkleingartenordnung des LSK ist ferner geregelt, dass die Verbände und Kleingärtnervereine das Recht haben, auf Grundlage der Rahmenkleingartenordnung und entsprechend territorialer verbindlicher Ordnungen/Satzungen eigene Kleingartenordnungen beschließen können. Diese dürfen jedoch den Bestimmungen der Rahmenkleingartenordnung nicht widersprechen.

Mit dieser Regelung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass auch innerhalb des Freistaates Sachsen unterschiedliche Rahmenbedingungen vorhanden sind. Selbst in einem Territorialverband kann dies von Kleingartenanlage zu Kleingartenanlage unterschiedlich sein.

Es ist daher notwendig und zu empfehlen, dass sich die jeweiligen Verbände und Vereine eigene Ordnungen geben, indem sie die Rahmenbestimmungen der RKO des LSK auf die jeweiligen konkreten Bestimmungen vor Ort anpassen.

Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Grenzen, welche durch die Rahmenkleingartenordnung des LSK gesetzt werden, nicht überschritten werden dürfen, d.h., es dürfen keine Regelungen in territorialen Ordnungen enthalten sein, die gegen die Festlegungen der Rahmenkleingartenordnung verstoßen.

Hierfür soll folgendes Beispiel genannt werden:
In Ziff. 3.3 der Rahmenkleingartenordnung ist geregelt, dass ein freistehendes Kleingewächshaus eine maximale Größe von 12 m2 nicht überschreiten darf und diese auf maximal 2,50 m begrenzt ist.

Zulässig wäre in einer territorialen Ordnung also allenfalls eine Bestimmung, die eine maximale Fläche von 10 m² und eine maximale Höhe von 2 m regelt. Dies würde sich im Rahmen der Bestimmungen der RKO bewegen.

Unzulässig wäre jedoch die Festlegung einer größeren Fläche sowie einer Höhe, die das in der RKO genannte Maß übersteigt.
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